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29.11.2012 

Dem 
Haushaltsausschuss 

überwiesen 

 
Änderungsantrag  

der Fraktion der SPD 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 

die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die  

Haushaltsjahre 2013/2014 (Haushaltsgesetz 2013/2014) in der 

Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 

Haushaltsausschusses 

Drucksache 18/6515 zu Drucksache 18/5926  

         
Inhalt des Antrags: Netzwerk gegen Gewalt 
 
Einzelplan  03 Hessisches Ministerium des Innern und für Sport  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  03 81 Polizeibehörden 
Buchungskreis: 2290 
 
Produktnummer lt. Leistungsplan 1 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Allgemeine Vollzugsaufgaben 
 
 

  Veränderung 

  von um auf 

Leistungsplan 2013:    

  Beträge in 1.000 EUR 

 Gesamtkosten 585.931,3 +150,0 586.081,3 

 Produktabgeltung 581.829,1 +150,0 581.979,1 

 

Leistungsplan 2014:  
 

  Beträge in 1.000 EUR 

 Gesamtkosten 587.231,9 "+"" 150,0 587.381,9 

 Produktabgeltung 583.350,9 "+"" 150,0 583.500,9 
 

 

 

 

 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 

 

Begründung des Änderungsantrags:      
 

Die in diesem Produkt veranschlagten Mittel für das „Netzwerk gegen Gewalt“ werden in 2013 und 2014 jeweils um 

150.000 EUR erhöht. 

Die zunehmende Gewaltbereitschaft rechtsextremistischer Täter sowie die fortschreitende Bildung von 

eigenständigen Gruppierungen und Kameradschaften zeigen, dass der Einsatz im Kampf gegen 

Rechtsradikale und Rechtsextremisten in Hessen verstärkt werden muss. Hierzu ist erforderlich, dass 

die Mittel für die beim Hessischen Landeskriminalamt errichtete Geschäftsstelle "Netzwerk gegen 

Gewalt" um 150.000 EURO erhöht werden. Dadurch können zur Stärkung der landesweiten 

Kriminalprävention zwischen Innen-, Kultur-, Justiz- und Sozialressort gemeinsame, 

ressortübergreifende Maßnahmen (Veranstaltungen, Fachtagungen, Öffentlichkeitsarbeit) verstärkt 

durchgeführt und ausgebaut werden.  

 
Wiesbaden, 29.11.2012 
 
Für die Fraktion der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende 
Thorsten Schäfer-Gümbel 
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